
1. Verfahrensarten
Öffentliche Auftraggeber müs-
sen nicht mehr vorrangig die
Öffentliche Ausschreibung
wählen. Auf gleicher Stufe
steht ihnen nach § 8 Abs. 2 S. 1
UVgO künftig die Beschränkte
Ausschreibung mit Teilnahme-
wettbewerb zur Verfügung.
Außerdem wird der Weg in die
Verhandlungsvergabe (bisher
„Freihändige Vergabe“) erleich-
tert.

2. Markterkundung
Nach 20 UVgO sind Markter-
kundungen nun ausdrücklich
zulässig. Die bisherige Rege-

lung in § 2 Abs. 3 VOL/A, wo-
nach Markterkundungen (nur!)
unzulässig sind, wenn sie in
Form eines Vergabeverfahrens
erfolgen, ist missverständlich
und führte allzu häufig zu dem
falschen Verständnis, dass
Markterkundungen generell
vergaberechtswidrig seien.

3. Losvergabe
Die Losvergabe ist nun deut-
lich ausführlicher als bisher
geregelt. Nach § 22 Abs. 1 S. 2,
3 UVgO dürfen öffentliche
Auftraggeber sowohl eine An-
gebots- als auch eine Zuschlags-
limitierung vorsehen, ohne

dies begründen zu müssen.
Damit wird das Unterschwel-
lenvergaberecht an § 30 VgV
angeglichen.  

4. Unteraufträge
§ 26 UVgO enthält nun erst-
mals detaillierte Regelung zur
Vergabe von Unteraufträgen
an Nachunternehmer. Die Be-
nennung von Nachunterneh-
mern bereits mit Angebotsab-
gabe darf nur noch gefordert
werden, wenn dies für die
Bieter zu diesem Zeitpunkt
schon zumutbar ist. Ein wei-
tes Nachforderungsrecht er-
halten öffentliche Auftrag-

geber mit § 26 Abs. 5 UVgO
eingeräumt: Benennt ein Bie-
ter einen ungeeigneten Nach-
unternehmer, kann der Auf-
traggeber verlangen, dass die-
ser ersetzt wird, und zwar im
laufenden Vergabeverfahren!
Nach bisherigem Recht wäre
dies, jedenfalls in Bezug auf
letztverbindliche Angebote,
eine unzulässige Nachver-
handlung. Das Angebot wäre
mangels Eignung zwingend
auszuschließen. Das soll fort-
an nur noch so sein, wenn
der Bieter auf entsprechende
Aufforderung keinen geeig-
neten Nachunternehmer an-
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Die neue Unterschwellen-
vergabeordnung (UVgO)
Am 7. Februar 2017 wurde die Unterschwellenvergabeordnung (UVgO) im Bundesanzeiger veröffentlicht. Sie wurde vom
Bundesministerium für Wirtschaft und Energie (BMWi) erarbeitet und soll den 1. Abschnitt der VOL/A ablösen und für
alle öffentlichen Dienstleistungs- und Lieferaufträge gelten, deren Auftragswert den EU-Schwellenwert von derzeit
209.000 Euro netto unterschreiten. Mit der UVgO wird das nationale Vergaberecht an die EU-Reform angeglichen. Sie
gilt aber nicht automatisch, sondern muss von Bund und Ländern noch für anwendbar erklärt werden. Während
der Bund einen entsprechenden Erlass für das Frühjahr 2017 vorbereitet, dürften ihm schrittweise auch alle Länder folgen.
Die zehn wichtigsten Neuerungen auf einen Blick:



stelle des ungeeigneten be-
nennen kann, § 26 Abs. 5 S. 5
UVgO.
Ganz neu ist § 26 Abs. 6 UVgO:
Danach darf der Auftraggeber
vorschreiben, dass der Bieter
bestimmte Aufgaben bei der
Leistungserbringung selbst
ausführen muss und nicht an
einen Nachunternehmer wei-
terreichen darf.

5. Vergabeunterlagen
Die Vergabeunterlagen müs-
sen nach § 29 Abs. 1 UVgO
künftig unentgeltlich, uneinge-
schränkt, vollständig und di-
rekt elektronisch abrufbar
sein. § 29 Abs. 3 stellt klar, dass
sie, sofern keine elektroni-
schen Mittel zum Einsatz kom-

men, auch unentgeltlich zu
versenden sind. Öffentliche
Auftraggeber dürfen aber un-
ter Berufung auf den Schutz
der Vertraulichkeit von Infor-
mationen den freien Zugang
zu den Vergabeunterlagen be-
schränken. Denkbar wäre et-
wa, dass Bieter zunächst eine
Verschwiegenheitserklärung
abgeben, bevor sie die Verga-
beunterlagen erhalten (Vgl. §
3 Abs. 3 UVgO).

6. Eignung
Die fakultativen und zwin-
genden Ausschlussgründe
des GWB gelten künftig auch
für nationale Vergabeverfah-
ren, ebenso die Grundsätze
der Selbstreinigung nach § 125
GWB. Öffentliche Auftragge-
ber dürfen bei Öffentlichen
Ausschreibungen außerdem
künftig entscheiden, ob sie
die Angebotsprüfung vor der
Eignungsprüfung durchfüh-
ren. So kann auch bei Eingang
vieler Angebote eine schnelle
Wertung erfolgen.

Ersatzlos weggefallen ist die
bisher in § 8 Abs. 3 VOL/A ge-
forderte abschließende
Nachweisliste. Das ist bedau-
erlich, denn mit der Liste war
kein großer Aufwand verbun-
den und Bietern war sie im
Dickicht der Vergabeunterla-
gen häufig eine willkommene
Orientierungshilfe. Der Vor-
rang der Eigenerklärung vor
der Forderung von Unterlagen
soll dagegen erhalten bleiben.

7. Ausschluss wegen
Schlechtleistung
Die Anforderungen an den
Ausschluss eines Bieters
wegen früherer Schlechtleis-
tung wurden im Vergleich
zum GWB-Vergaberecht deut-
lich gesenkt: § 31 Abs. 2 S. 5
UVgO fordert für einen Aus-
schluss nur noch, dass ein
Bieter einen früheren öffent-
lichen Auftrag mangelhaft er-
füllt hat. Anders als nach § 124
Abs. 1 Nr. 7 GWB ist nicht er-
forderlich, dass die mangel-
hafte Ausführung auch zu ei-
ner vorzeitigen Beendigung,
zu Schadensersatz oder zu ei-
ner vergleichbaren Rechtsfol-

ge geführt hat. Öffentliche
Auftraggeber sind jedoch gut
beraten, hiervon nicht vor-
schnell Gebrauch zu ma-
chen, denn die Beweislast für
das Vorliegen von Ausschluss-
gründen tragen sie. Sofern es
im Einzelfall an einer gericht-
fest messbaren Sanktion fehlt,
wird es künftig im Besonde-
ren auf eine ausführliche Do-
kumentation der Mängel an-
kommen.

8. Zuschlagskriterien
Eine begrüßenswerte Neue-
rung enthält § 43 Abs. 6 UV-
gO. Danach muss künftig, von
wenigen Ausnahmen abgese-
hen, auch in nationalen Ver-
gabeverfahren die Gewich-
tung der Zuschlagskriterien
angegeben werden. Eigent-
lich handelt es sich um eine
Selbstverständlichkeit und
Auftraggeber versperren selbst
den Weg zu bestmöglich auf ih-
ren Bedarf zugeschnittenen An-
geboten, wenn sie hiervon ab-
sehen. Trotzdem fehlte für na-
tionale Vergabeverfahren
bislang eine klare Regelung.

9. Prüfung der Angebote 
Großzügiger sind künftig die
Nachforderungsmöglichkei-
ten: Nach § 41 Abs. 1 UVgO
dürfen öffentliche Auftragge-
ber nicht nur fehlende, son-
dern auch unvollständige
und fehlerhafte Unterlagen
(bisher „Erklärungen und Nach-
weise“) nachfordern. Nach § 41
Abs. 2 S. 2 UVgO sollen sie
aber auch die Möglichkeit ha-
ben, die Nachforderung feh-
lender Unterlagen von vorn-
herein auszuschließen. Daran
sind sie dann allerdings ge-
bunden. Jeder öffentliche
Auftraggeber, der schon ein-
mal ein gutes, erstplatziertes
Angebot aus formalen Grün-
den ausschließen musste,
wie ärgerlich dies sein kann.
Es kann deshalb nur angera-
ten werden, nicht vorschnell
die Nachforderung auszu-
schließen.

10. Form der Angebote und
e-Vergabe
In welcher Form Bieter ihre
Angebote künftig einreichen

müssen, regelt § 38 UVgO.
Schrittweise soll dabei auf
die e-Vergabe umgestellt wer-
den. Ab 01.01.2019 sollen
Auftraggeber die elektroni-
sche Angebotsabgabe zulas-
sen, auch wenn sie vorgeben,
dass die Angebote auf ande-
rem Weg (postalisch, Fax) ein-
gereicht werden sollen. Ab
01.01.2021 sollen Angebote
dann ausschließlich elektro-
nisch eingereicht werden
dürfen.

Fazit
Die UVgO regelt Einiges neu
und Manches klarer. Den gro-
ßen Wurf bedeutet sie zwar
nicht. Hauptziel ist aber auch
die Angleichung des nationa-
len Vergaberechts an die EU-
Vorschriften. Zudem werden
Auftraggebern mehr Freihei-
ten eingeräumt. Aus diesen
Gründen ist nicht mit allzu
großem Widerstand gegen
die UVgO zu rechnen und es
darf vermutet werden, dass
diese auch von den Bundes-
ländern zügig in das jeweilige
Landesrecht übernommen
wird.
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